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Factsheet 3: Kritik am europäischen Asylsystem umsetzen  

Gemeinsames Europäisches Asylsystem 

Am 11. Juni 2024 traten die Rechtstexte der GEAS-Reform (Gemeinsames Europäisches 
Asylsystem) in Kraft. Es wurden Rechtsakte beschlossen, die von der Zivilgesellschaft, Kir-
chen und Verbänden bereits umfassend kommentiert wurden1. 

Das Ziel ist, die durchzuführenden Verfahren generell zu vereinheitlichen. Auch sollen die 
Asylbewerbenden nach einem verbindlichen solidarischen Mechanismus zwischen den Mit-
gliedstaaten verteilt werden. 

Die GEAS-Reform beinhaltet unter anderem folgende Maßnahmen: 

Asylverfahrens-Verordnung 

Die Asylverfahrens-Verordnung hat zum Ziel, Asylverfahren EU-weit zu vereinheitlichen und 
schneller durchzuführen, insbesondere bei Schutzsuchenden, deren Anträge höchstwahr-
scheinlich erfolglos bleiben werden. An den EU-Außengrenzen sollen Asylanträge innerhalb 
von zwölf Wochen entschieden sein. Personen, bei denen davon ausgegangen wird, dass 
sie eine Gefahr für die nationale Sicherheit oder öffentliche Ordnung darstellen, über ihre 
Identität täuschen oder deren Anerkennungsquote unter 20 Prozent liegt, werden in Zentren 
untergebracht. Das betrifft auch Familien. Diese Zentren dürfen in der Zeit nicht verlassen 
werden. 

Verordnung über Asyl- und Migrationsmanagement 

Ziel ist es, ein abgestimmtes Vorgehen von Europäischer Union und Mitgliedstaaten sicher-
zustellen, die Idee eines Verteilsystems soll grundsätzlich erhalten bleiben. Dabei soll es 
eine dauerhafte und verpflichtende Solidarität unter den EU-Mitgliedstaaten geben. Jedes 
Land soll wählen können, wie es zur gemeinsamen Asylpolitik beiträgt: entweder durch die 
direkte Aufnahme von Asylsuchenden aus Drittstaaten, durch finanzielle oder alternative Bei-
träge zur Unterstützung der Mitgliedsstaaten an den Außengrenzen oder durch die Teil-
nahme an Relocations, also der Umverteilung von bereits in die EU eingereisten Schutzsu-
chenden zur Entlastung der Erstaufnahmeländer.2 

Ausbau der Datenbank Eurodac 

Die Eurodac-Datenbank soll erweitert werden. Um einreisende Personen besser zu identifi-
zieren, sollen neben Fingerabdrücken künftig auch Gesichtsbilder erfasst werden. Damit sol-
len nicht nur Wanderungsbewegungen innerhalb der EU besser nachvollzogen werden kön-
nen, es soll auf diese Weise auch irreguläre Sekundärmigration verhindert werden. Die Er-
fassung biometrischer Daten wird künftig ab sechs statt ab 14 Jahren verpflichtend.3 

Screening-Verordnung 

An der EU-Außengrenze ankommende Schutzsuchende sollen möglichst zügig einer ersten 
Prüfung unterzogen werden, die in der Regel innerhalb von sieben Tagen vollzogen werden 
soll. 

  

 
1 Gemeinsames Statement von 26 Bundesorganisationen: Zivilgesellschaftliche Prioritäten für die gesetzliche 
Umsetzung der Reform des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems in Deutschland. 
2 Europäisches Parlament: Die Reform des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems 
3 Ebenda 

https://www.proasyl.de/wp-content/uploads/Zivilgesellschaftliche-Prioritaeten-fuer-die-gesetzliche-Umsetzung-der-GEAS-Reform-in-Deutschland_final-1.pdf
https://www.proasyl.de/wp-content/uploads/Zivilgesellschaftliche-Prioritaeten-fuer-die-gesetzliche-Umsetzung-der-GEAS-Reform-in-Deutschland_final-1.pdf
https://www.europarl.europa.eu/topics/de/article/20170627STO78418/die-reform-des-gemeinsamen-europaischen-asylsystems
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Krisen-Verordnung 

Im Krisenfall oder in Fällen höherer Gewalt können die Mitgliedstaaten künftig von bestimm-
ten Vorschriften zum Asyl- und Rückkehrverfahren abweichen und andere EU-Länder um 
verstärkte Solidarität ersuchen.4 

Verschärfung der Asyldebatte 

Die GEAS-Reform wurde von vielen zivilgesellschaftlichen Verbänden kritisiert. Diese fordern 
unter anderem ein umfangreiches Monitoring der Wahrung der Menschenrechte, darauf zu 
achten, dass vulnerable Gruppen identifiziert und geschützt werden, ein faires Asylverfahren 
und eine unabhängige Asylverfahrensberatung.5 

Nachdem sich die Mitgliedsstaaten auf die GEAS-Reform geeinigt hatten, wurden in der Zeit 
danach weitere Verschärfungen gefordert. So möchten einige Regierungen, darunter auch 
die Bundesrepublik Deutschland, die Umsetzung von Maßnahmen aus der GEAS-Reform 
schneller als in den dafür vorgesehenen zwei Jahren umsetzen.6 

In der europäischen Debatte gibt Italiens Ministerpräsidentin Giorgia Meloni im Umgang mit 
Geflüchteten derzeit den Ton vor. So hat Italien beispielsweise ein Abkommen mit Albanien 
getroffen. Das Abkommen sieht vor, dass Geflüchtete in einem sogenannten „sicheren Dritt-
staat“ in Asylzentren für bis zu 3.000 Asylsuchende in Albanien untergebracht werden. Daran 
hält Regierungschefin Giorgia Meloni fest, auch wenn der erste Versuch, 16 Personen nach 
Albanien zu bringen, fehlschlug und sie – nach einem römischen Gerichtsbeschluss – wieder 
nach Italien zurückgebracht werden mussten. 

Europa zeigte sich interessiert an diesem Vorgehen. „Mit der Inbetriebnahme des Italien-Al-
banien-Protokolls werden wir auch in der Lage sein, Lehren aus diesen Erfahrungen in der 
Praxis zu ziehen“, so Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen. Auch Bundesinnenmi-
nisterin Nancy Faeser hat ein solches Verfahren „nicht völlig ausgeschlossen“.7 

 
4 Ebenda 
5 Gemeinsames Statement von 26 Bundesorganisationen: Zivilgesellschaftliche Prioritäten für die gesetzliche 
Umsetzung der Reform des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems in Deutschland. 
6 Deutsche Welle: EU will irreguläre Migration weiter eindämmen. 
7 Tagesschau: Von der Leyen offen für Melonis Asylmodell. 

https://www.proasyl.de/wp-content/uploads/Zivilgesellschaftliche-Prioritaeten-fuer-die-gesetzliche-Umsetzung-der-GEAS-Reform-in-Deutschland_final-1.pdf
https://www.proasyl.de/wp-content/uploads/Zivilgesellschaftliche-Prioritaeten-fuer-die-gesetzliche-Umsetzung-der-GEAS-Reform-in-Deutschland_final-1.pdf
https://www.dw.com/de/eu-will-irregul%C3%A4re-migration-weiter-eind%C3%A4mmen/a-70528995
https://www.tagesschau.de/ausland/europa/eu-asylverfahren-ausland-100.html

